
 Vereinte Nationen A/RES/69/18 

 

Generalversammlung Verteilung: Allgemein 
23. Dezember 2014 

Neunundsechzigste Tagung 





Die Situation in Afghanistan A/RES/69/18 

 

3/22 

 unter Hinweis darauf, dass die internationale Gemeinschaft auf der Bonner Konfe-
renz den Beschluss fasste, die Ausbildung, Ausrüstung, Finanzierung und Kapazitätsent-
wicklung der afghanischen nationalen Sicherheitskräfte über das Ende des Transitionszeit-
raums hinaus zu unterstützen, Kenntnis nehmend von der Gipfelerklärung von Wales zu 
Afghanistan, in der die Rolle der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe hervorgeho-
ben und die Rolle der Nordatlantikvertrags-Organisation und der beitragenden Partner zur 
Unterstützung eines dauerhaften Friedens, dauerhafter Sicherheit und dauerhafter Stabilität 
in Afghanistan über 2014 hinaus dargelegt ist, einschließlich durch die kurzfristige Mission 
„Resolute Support“ (Entschlossene Unterstützung), die die afghanischen nationalen Si-
cherheitskräfte ausbilden, beraten und unterstützen soll, den mittelfristigen Beitrag zum fi-
nanziellen Unterhalt der Kräfte und die Verpflichtung, die langfristig angelegte dauerhafte 
Partnerschaft mit Afghanistan zu stärken, unter Hinweis auf die Unterzeichnung des Ab-
kommens über Sicherheits- und Verteidigungszusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Afghanistan (bilaterales Sicherheitsabkommen) und die Unter-
zeichnung des Abkommens über die Rechtsstellung der Truppen der Nordatlantikvertrags-
Organisation sowie feststellend, dass das bilaterale Abkommen zwischen der Nordatlantik-
vertrags-Organisation und Afghanistan und die Einladung der Regierung Afghanistans an 
die Nordatlantikvertrags-Organisation, die Mission „Resolute Support“ einzurichten, eine 
solide Rechtsgrundlage für die Mission bilden, und in der Erkenntnis, dass die Mission 
idealerweise und in Absprache mit der Regierung Afghanistans durch eine Resolution des 
Sicherheitsrats unterstützt werden sollte, 

 erneut erklärend, dass die Herausforderungen in Afghanistan dringend angegangen 
werden müssen, insbesondere die anhaltenden gewaltsamen verbrecherischen und terroris-
tischen Aktivitäten der Taliban, Al-Qaidas und anderer gewalttätiger und extremistischer 
Gruppen und Krimineller, einschließlich derjenigen, die am Suchtstoffhandel beteiligt sind, 
die Entwicklung der Institutionen der Regierung Afghanistans, auch unterhalb der nationa-
len Ebene, die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der demt(k)]TJ
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 unter Hervorhebung der zentralen und unparteiischen Rolle, die die Vereinten Natio-
nen bei der Förderung des Friedens und der Stabilität in Afghanistan wahrnehmen, mit 
dem Ausdruck ihrer Anerkennung und nachdrücklichen Unterstützung für alle diesbezügli-
chen Bemühungen des Generalsekretärs und seines Sonderbeauftragten für Afghanistan 
sowie mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die Arbeit der Hilfsmission der Vereinten 
Nationen in Afghanistan im Einklang mit der Resolution 2145 (2014) des Sicherheitsrats 
und unter Betonung der führenden und koordinierenden Rolle der Hilfsmission bei den Be-
strebungen zur weiteren Verbesserung der Kohärenz und der Koordinierung der internatio-
nalen zivilen Maßnahmen, geleitet von dem Grundsatz, die afghanische Eigen- und Füh-
rungsverantwortung zu stärken, 

 unter Begrüßung der Berichte des Generalsekretärs6 und der darin enthaltenen Emp-
fehlungen, 

 1. verpflichtet sich gegenüber der Regierung und dem Volk Afghanistans, sie 
auch weiterhin dabei zu unterstützen, als verantwortungsvolles Mitglied der internationa-
len Gemeinschaft einen stabilen, sicheren und wirtschaftlich eigenständigen, von Terroris-
mus und Suchtstoffen freien Staat wiederaufzubauen und die Grundlagen einer konstitu-
tionellen Demokratie zu stärken; 

 2. ermutigt alle Partner, den Prozess von Kabul konstruktiv zu unterstützen und 
dabei auf einer tiefgreifenden und breit angelegten internationalen Partnerschaft zur Erwei-
terung der afghanischen Eigenverantwortung in den Bereichen Sicherheit, Regierungsfüh-

http://undocs.org/A/68/645
http://undocs.org/A/68/789
http://undocs.org/A/68/910
http://undocs.org/A/69/540-S/2014/656
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 11. begrüßt ferner, dass sich die Regierung Afghanistans verpflichtet hat, zur Ge-
währleistung der Stabilität und zur Schaffung der Voraussetzungen für einen wirksamen 
Rechtsstaat die Strategie für die Afghanische Nationalpolizei und den sie untermauernden 
Plan für die Nationalpolizei weiter umzusetzen, und dass das Innenministerium die Zehn-
jahresvision vorgelegt hat, die unter anderem auf bürgernahe Polizeiarbeit (Police-e 
Mardumi) ausgerichtet ist, um die Rechenschaftspflicht und Bürgerfreundlichkeit der Poli-
zei zu erhöhen, die Verbrechensaufklärung und -verhütung zu stärken, die Menschenrechte 
zu schützen und Gewalt gegen Frauen und Kinder zu bekämpfen, mit dem Ziel, eine starke 
und professionelle Polizei aufzubauen, die sich zu einer bestandfähigen, glaubwürdigen 
und rechenschaftspflichtigen zivilen Ordnungsmacht entwickelt, die fähig sein wird, der 
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D. Menschenrechte 

 36. verweist darauf, dass die in der Verfassung verankerte Garantie der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Afghanen eine bedeutende politische Er-
rungenschaft ist, fordert die volle Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten aller 
ohne jegliche Diskriminierung und betont, dass die Menschenrechtsbestimmungen der af-
ghanischen Verfassung, namentlich diejenigen, die den vollen Genuss der Menschenrechte 
durch Frauen und Kinder betreffen, im Einklang mit den Verpflichtungen nach dem an-
wendbaren Völkerrecht uneingeschränkt angewandt werden müssen; 

 37. anerkennt und befürwortet die Anstrengungen der Regierung Afghanistans zur 
Förderung der Achtung der Menschenrechte, bekundet ihre Besorgnis über die schädlichen 
Auswirkungen, die gewaltsame und terroristische Aktivitäten der Taliban, Al-Qaidas, ande-
rer gewalttätiger und extremistischer Gruppen und anderer illegaler bewaffneter Gruppen 
und Krimineller, einschließlich solcher, die sich gegen Angehörige ethnischer und religiö-
ser Minderheiten richten, auf den Genuss der Menschenrechte und auf die Fähigkeit der 
Regierung haben, die Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Afghanen zu gewähr-
leisten, nimmt mit Besorgnis Kenntnis von Berichten über Fälle von Menschenrechtsver-
letzungen und Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht, darunter Rechtsverletzungen, 
die gegenüber Frauen und Kindern, insbesondere Mädchen, begangen wurden, betont, dass 
Toleranz und Religionsfreiheit weiter gefördert werden müssen und dass die Achtung des 
Rechts der freien Meinungsäußerung und des Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und 
Glaubensfreiheit, die in der afghanischen Verfassung verankert sind, gewährleistet werden 
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fordert die Kommission nachdrücklich zur engen Zusammenarbeit mit der afghanischen 
Zivilgesellschaft auf und fordert die internationale Gemeinschaft zu weiterer diesbezügli-
cher Unterstützung auf; 

 40. verweist auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 1674 (2006) vom 28. April 
2006, 1738 (2006) vom 23. Dezember 2006 und 1894 (2009) vom 11. November 2009 so-
wie auf den von der Hilfsmission erstellten Halbjahresbericht vom Juli 2014 über den 
Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten, bekundet ihre ernste Besorgnis über 
die anhaltend hohe Zahl der Opfer unter der Zivilbevölkerung, einschließlich Frauen und 
Kindern, und ihre Auswirkungen auf die örtlichen Gemeinschaften, stellt fest, dass die Ta-
liban, Al-Qaida und andere gewalttätige und extremistische Gruppen und illegale bewaff-
nete Gruppen nach wie vor die deutlich meisten der Opfer unter der Zivilbevölkerung zu 
verantworten haben, wiederholt ihre Aufforderung, alle durchführbaren Schritte zu unter-
nehmen, um den Schutz von Zivilpersonen zu gewährleisten, nimmt Kenntnis von den von 
der Regierung Afghanistans unternommenen Anstrengungen, den Schutz der Zivilbevölke-
rung im bewaffneten Konflikt zu gewährleisten, und fordert diesbezüglich zusätzliche ge-
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seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau10 sowie durch die afghanische Verfas-

http://undocs.org/A/68/878
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 60. lobt die Regierung Afghanistans für die Verbesserung der Haushaltstransparenz 
und für die Anstrengungen, die sie bisher unternommen hat, um einen tragfähigen Haushalt 
zu erreichen, nimmt Kenntnis von den noch zu bewältigenden Herausforderungen und for-
dert mit Nachdruck fortgesetzte Anstrengungen zur Erreichung der Ziele bei den Staatsein-
nahmen, wie mit dem Internationalen Währungsfonds vereinbart; 

 61. bekundet ihre Anerkennung für die Arbeit, die die regionalen Wiederaufbau-
teams im Rahmen der Gegebenheiten der jeweiligen Provinz zur Unterstützung der natio-
nalen Prioritäten beim Aufbau der Kapazitäten der lokalen Institutionen leisten; 

 62. legt der internationalen Gemeinschaft und dem Unternehmenssektor nahe, die 
afghanische Wirtschaft zu unterstützen, um so zur langfristigen Stabilität beizutragen, und 
Möglichkeiten für die Verstärkung von Handel und Investitionen und mehr Beschaffungen 
vor Ort zu erkunden, und legt ferner der Regierung Afghanistans nahe, auf nationaler wie 
auch subnationaler Ebene weiter günstige wirtschaftliche und rechtliche Rahmenbedin-
gungen für Investitionen des Privatsektors zu fördern; 

 63. betont in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, die lokalen und regionalen Ver-
kehrsnetze zu stärken, durch die die Verkehrsanbindung im Interesse der wirtschaftlichen 
Entwicklung, Stabilität und Eigenständigkeit gefördert wird, insbesondere durch die Fer-
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sammenarbeit zwischen Afghanistan, allen seinen Partnern in den Nachbarländern und in 
der Region sowie den Regionalorganisationen gegen die Taliban, Al-Qaida und andere ex-
tremistische und kriminelle Gruppen und illegale bewaffnete Gruppen sowie bei der Förde-
rung von Frieden und Wohlstand in Afghanistan, in der Region und darüber hinaus; 

 77. begrüßt die laufenden Anstrengungen der Regierung Afghanistans, ihrer Part-
ner in den Nachbarländern und in der Region sowie der internationalen Organisationen, 
namentlich der Organisation der Islamischen Zusammenarbeit, zur Förderung des Vertrau-
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ment, mit dem Ziel, ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeits-
plätzen in Afghanistan zu fördern, und begrüßt in dieser Hinsicht die Unterzeichnung einer 
Vereinbarung zwischen Afghanistan und Pakistan über Gebühren für den Stromtransit als 
einen wichtigen Schritt in Richtung auf den regionalen Stromhandel zwischen Kirgisistan, 
Tadschikistan, Afghanistan und Pakistan; 
 

Suchtstoffbekämpfung 

 82. begrüßt die Maßnahmen der Regierung Afghanistans zur Bekämpfung der 
Drogenproduktion in Afghanistan, nimmt Kenntnis von dem im November 2013 veröffent-
lichten Bericht des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechungsbekämp-
fung über Opium in Afghanistan („Afghanistan Opium Survey 2013“), bekundet erneut ih-
re tiefe Besorgnis 
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arbeit zwischen ihnen, um die Kontrollen zur Bekämpfung von Suchtstoffen zu verstärken 
und den internationalen Handel mit chemischen Ausgangsstoffen zu überwachen, und un-
terstreicht, wie wichtig es ist, den am meisten betroffenen Transitstaaten technische Hilfe 
und Unterstützung zur Stärkung ihrer diesbezüglichen Kapazitäten bereitzustellen; 

 89. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich auf, mit Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft darauf hinzuarbeiten, die Suchtstoffbekämpfung in alle na-
tionalen Programme zu integrieren und sicherzustellen, dass die Suchtstoffbekämpfung ein 
grundlegender Teil des umfassenden Ansatzes ist, sowie ihre Maßnahmen gegen den Opi-
umanbau und den Drogenhandel im Einklang mit dem ausgewogenen Plan der aktualisier-
ten Nationalen Drogenkontrollstrategie Afghanistans zu verstärken; 

 90. lobt die diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung Afghanistans sowie die 
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 93. begrüßt die Initiativen zur Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen Afgha-
nistan und seinen Nachbarn beim Grenzmanagement, um zu gewährleisten, dass umfas-
sende Drogenkontrollmaßnahmen, einschließlich der finanziellen Dimension, ergriffen 
werden, unterstreicht, wie wichtig es ist, diese Zusammenarbeit fortzusetzen, insbesondere 
im Rahmen bilateraler und von der Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit, 
der Konferenz über Zusammenarbeit und vertrauensbildende Maßnahmen in Asien, der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit, der Shanghaier Organisation für Zu-
sammenarbeit, dem Zentralasiatischen Anti-Drogen-Quartett und anderen eingeleiteter 
Vereinbarungen, und begrüßt die Absicht der Regierung Afghanistans, die internationale 
und regionale Zusammenarbeit mit den jeweiligen Partnern auf dem Gebiet der Grenzkon-
trolle zu verstärken; 

 94. betont, wie wichtig es ist, dass die zuständigen internationalen und regionalen 
Akteure, einschließlich der Vereinten Nationen, im Rahmen der ihnen übertragenen Ver-
antwortlichkeiten(i)-5(c)-20(hke)-8(i)-18 ko5(c)nen Ve
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 102. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung alle drei Monate über 
die Entwicklungen in Afghanistan sowie über den Stand der Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten; 

 103. beschließt, den Punkt „Die Situation in Afghanistan“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer siebzigsten Tagung aufzunehmen. 

57. Plenarsitzung 
20. November 2014 
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